
Information  
gemäß Art. 13 der Datenschutz-Grundverordnung  

für Gewerbetreibende 
 

Vorbemerkung 
 
  
Nach § 14 Abs. 1 der Gewerbeordnung (GewO) sind der Beginn eines selbständigen 
Betriebe eines stehenden Gewerbes oder einer unselbständigen Zweigstelle sowie 
die Verlegung, Änderung, Erweiterung und Aufgabe des Betriebs der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Gleiches gilt nach § 55c GewO für die selbständige Ausübung 
bestimmter reisegewerbekartenfreier Tätigkeiten. Die Gewerbeanzeige dient der 
Überwachung der Gewerbeausübung sowie dem Zweck, statistische Erhebungen 
nach Maßgabe des § 14 Abs. 5 - 11 GewO zu ermöglichen. Ordnungswidrig handelt, 
wer eine Gewerbeanzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erstattet. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 1.000,00 € ge-
ahndet werden. 
 
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung: 
Bürgermeisteramt St. Peter, Gewerbeamt, Klosterhof 12, 79271 St. Peter, Tel. 
07660/9102-12, buergeramt@st-peter.eu 
 
2. Beauftragte oder Beauftragter für den Datenschutz: 
Herr Lemke, Klosterhof 12, 79271 St. Peter, Tel. 07660/9102-12, dsb@st-peter.eu. 

 
3. Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung personenbezogener Daten  
Durchführung der Gewerbemeldungen; § 14 GewO i. V. m. GewAnzV.  
 
4. Kategorien von Empfängern von personenbezogenen Daten  
Daten aus der Gewerbeanzeige werden nach § 14 GewO regelmäßig übermittelt an 
das Landratsamt, das Finanzamt, das Statistische Landesamt, das Gewerbeauf-
sichtsamt, die Industrie- und Handelskammer, die Handwerkskammer, das Eichamt, 
die örtlich zuständige Agentur für Arbeit, den Landesverband Südwestdeutschland 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften mit Sitz in Heidelberg, das Registerge-
richt, soweit es sich um die Abmeldung einer im Handelsregister eingetragenen 
Haupt- oder Zweigniederlassung handelt sowie den örtlich zuständigen Polizeivoll-
zugsdienst. 
 
5. Dauer der Speicherung 
Die Aufbewahrungsfrist beträgt 5 Jahre, nach Fristablauf sind die Daten vor ihrer Lö-
schung dem zuständigen Archiv anzubieten. Diese Frist beginnt mit dem Ende des 
Kalenderjahres, in dem das Gewerbe abgemeldet wurde. 



 
6. Betroffenenrechte  
Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) insbesondere folgende Rechte: 

a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren Ver-
arbeitung (Artikel 15 DS-GVO). 

b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig 
sein sollten (Artikel 16 DS-GVO). 

c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der 
Voraussetzungen von Artikel 17 DS-GVO zutrifft. 
Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend zu 
den in Artikel 17 Absatz 3 DS-GVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine 
Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit un-
verhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In diesen Fällen tritt an die Stelle 
einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 DS-
GVO. 

d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrechtmä-
ßig verarbeitet wurden, die Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung von Rechtsansprüchen der betroffenen Person benötigt werden oder 
bei einem Widerspruch noch nicht feststeht, ob die Interessen der Gewerbe-
behörde gegenüber denen  der betroffenen Person überwiegen (Artikel 18 Ab-
satz 1 lit. b, c und d DS-GVO). 
Wird die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestritten, besteht das 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprü-
fung.  

e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der Ver-
arbeitung kein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interessen 
der betroffenen Person überwiegt, und keine Rechtsvorschrift zur Verarbei-
tung verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO). 
 

7. Beschwerderecht 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde 
(Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit, Postfach 
102932, 70025 Stuttgart, Tel. 0711/625541-0, poststelle@lfdi.bwl.de), wenn sie der 
Ansicht ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden. 
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